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1 Textliche Festsetzungen 
 

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 7 „In der Stockwiese“ – 3. Änderung und Erweite-
rung werden für seinen Geltungsbereich die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 7 „In 
der Stockwiese“ von 1984 sowie der 1. Änderung des Bebauungsplanes von 1988 und der 2. 
Änderung des Bebauungsplanes von 1995 durch die Festsetzungen der vorliegenden 3. Än-
derung und Erweiterung des Bebauungsplanes ersetzt. 

 
1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
 Mischgebiet (§ 6 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 Nr. 1 BauNVO) 
 
 Im Mischgebiet sind die nach § 6 Abs. 2 Nr. 5 bis 7 BauNVO allgemein zulässigen Anlagen 

für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-
cke, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sowie die nach § 6 Abs. 2 Nr. 8 und Abs. 3 BauNVO 
allgemein und ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten unzulässig. 

 
1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO) 
 
1.2.1 Der untere Bezugspunkt für die Höhenermittlung baulicher Anlagen ist die natürliche Gelän-

deoberfläche. Als Gebäudeoberkante gilt der Dachfirst bzw. der oberste Gebäudeabschluss. 
Die festgesetzte maximal zulässige Gebäudeoberkante gilt auch für technische Aufbauten und 
untergeordnete Bauteile sowie für sonstige bauliche Anlagen im Mischgebiet. 

 
1.2.2 Die maximal zulässige Höhe von Werbefahnen und Werbeanlagen in Form von Pylonen oder 

Stelen beträgt 6,0 m über der natürlichen Geländeoberfläche. 
 
1.3 Zulässigkeit von Stellplätzen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB i.V.m. 

§ 12 Abs. 6 und § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO sowie § 23 Abs. 5 BauNVO) 
 
 Innerhalb der straßenrechtlichen Bauverbotszone sind Stellplätze und Nebenanlagen i.S.d. §§ 

12 und 14 BauNVO sowie Ausstellungsflächen für Kraftfahrzeuge nur innerhalb der dafür fest-
gesetzten Flächen zulässig. Im Übrigen sind Stellplätze und Nebenanlagen i.S.d. §§ 12 und 
14 BauNVO sowie Ausstellungsflächen für Kraftfahrzeuge innerhalb und außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig. 

 
1.4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 
 Stellplätze sind mit Ausnahme der Zu- und Umfahrten in einer Bauweise herzustellen, die eine 

Versickerung von Niederschlagswasser ermöglicht. 
 
1.5 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB) 
 
1.5.1 Je Baumsymbol in der Planzeichnung ist mindestens ein einheimischer, standortgerechter 

Laubbaum mit einem Mindest-Stammumfang von 18-20 cm und je Strauchsymbol sind min-
destens fünf Einzelpflanzen einheimischer, standortgerechter Laubsträucher anzupflanzen 
und dauerhaft zu pflegen. Eine Verschiebung der Pflanzungen von bis zu 10 m gegenüber 
den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten ist zulässig. Bei Abgang sind gleichartige 
Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 

 
1.5.2 Zum Erhalt festgesetzte Laubbäume sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 

Bei Abgang sind gleichartige Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 
 
 
 



Stadt Wetzlar, Stadtteil Münchholzhausen: Bebauungsplan Nr. 7 „In der Stockwiese“ – 3. Änderung und Erweiterung 3 

Planungsbüro Fischer, 35435 Wettenberg  06/2021 

2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 
 (Satzung gemäß § 91 Abs. 1 und 3 HBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB) 
 
2.1 Dachgestaltung (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
 
2.1.1 Zulässig sind Dächer mit gegeneinander laufenden Dachflächen und einer Neigung von ma-

ximal 40°, Pultdächer mit einseitig geneigter Dachfläche und einer Neigung von maximal 15° 
sowie flach geneigte Dächer mit einer Neigung von maximal 5°. Für Nebenanlagen i.S.d. §§ 
12 und 14 BauNVO sowie für untergeordnete Dächer sind abweichende Dachformen und 
Dachneigungen zulässig. 

 
2.1.2 Zur Dacheindeckung sind Tonziegel und Dachsteine in den Farbtönen Rot, Braun und Anth-

razit zulässig. Hiervon ausgenommen sind flach geneigte Dächer. Die Verwendung von spie-
gelnden Materialien zur Dacheindeckung ist unzulässig. Die Zulässigkeit von Anlagen zur Nut-
zung solarer Strahlungsenergie sowie von Dachbegrünungen bleibt unberührt. 

 
2.2 Werbeanlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
 
 Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sind unzulässig. Werbean-

lagen an Gebäuden dürfen die jeweilige Gebäudeoberkante nicht überschreiten. Freistehende 
Werbeanlagen sind nur außerhalb der straßenrechtlichen Bauverbotszone zulässig. Fremd-
werbung ist dahingehend unzulässig, dass Werbung für nicht im Plangebiet erbrachte Leis-
tungen oder Angebote unzulässig ist. 

 
 
 
3 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 
 
3.1 Stellplatzsatzung 
 

Die Garagen und Stellplätze betreffenden Festsetzungen werden subsidiär durch die Vor-
schriften der Satzung über Stellplätze und Garagen im Stadtgebiet Wetzlar (Stellplatzsatzung) 
in der zum Zeitpunkt der Bauantragstellung geltenden Fassung ergänzt. 

 
3.2 Abwasserbeseitigungssatzung und Verwertung von Niederschlagswasser 
 
3.2.1 Auf die Bestimmungen der Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Wetzlar in der jeweils gel-

tenden Fassung wird hingewiesen. 
 
3.2.2 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation 

ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder 
wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche 
Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG). 

 
3.2.3 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwer-

tet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen (§ 
37 Abs. 4 Satz 1 HWG). 

 
3.3 Bodendenkmäler 
 

Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenver-
färbungen und Fundgegenstände, z.B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste, entdeckt werden. 
Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hes-
senArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und Fundstellen 
sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung 
zu schützen (§ 21 Abs. 3 HDSchG). 
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3.4 Grundwasser 
 

Sollte im Zuge von Baumaßnahmen und einer Bebauung der Grundstücke im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes während der Baugrubenherstellung Grundwasser aufgeschlossen und 
dessen Ableitung erforderlich werden, ist dies unverzüglich beim Kreisausschuss des Lahn-
Dill-Kreises, Untere Wasserbehörde, anzuzeigen. 

 
3.5 Erdarbeiten und Bodenverunreinigungen sowie Altstandorte 
 
3.5.1 Nach der Altflächendatei der Stadt Wetzlar sind im Bereich des Plangebietes zwei Altstandorte 

bekannt, die in der Altflächendatei des Landes Hessen (AFD) unter der Schlüsselnummer 
532.023.050-001.066 (Stockwiese 10) und dem Status „bisher nicht untersuchte Fläche“ so-
wie unter der Schlüsselnummer 532.023.050-001.105 (Stockwiese 12) und dem Status „An-
fangsverdacht nicht bestätigt“ geführt werden. Für den Altstandort mit der AFD-Nr. 
532.023.050-001.105 liegt eine Einzelfallrecherche der IGU Institut für industriellen und geo-
technischen Umweltschutz GmbH vor, die im Verfahren durch eine Bewertung des zweiten 
Altstandortes mit der AFD-Nr. 532.023.050-001.066 ergänzt wurde. Hiernach wurde aufgrund 
des Fehlens von Anlagen mit deutlich erhöhter Umweltrelevanz, wie unterirdischen Tanks, 
Betriebstankstelle oder Lackiererei, das Gefährdungspotenzial des Gesamtbetriebs als deut-
lich geringer eingestuft, wie vom Branchenkatalog vorab klassifiziert. Auch sind auf Basis der 
durchgeführten Recherchen am Standort bereits eingetretene anthropogene Belastungen der 
Kompartimente Boden und Grundwasser nicht anzunehmen. Eine Gefährdung auf dem Wege 
einer direkten Schadstoffaufnahme auf dem Wirkungspfad Boden–Mensch liegt aufgrund der 
flächenhaften Versiegelung nicht vor und auch eine Beeinträchtigung des Wirkungspfades 
Boden–Grundwasser wurde aus gutachterlicher Sicht nicht abgeleitet. Aufgrund der im Rah-
men der Recherche erarbeiteten Daten ergeben sich aus gutachterlicher Sicht für das Ge-
lände keine Nutzungseinschränkungen; auf Basis der vorliegenden Daten und der vorgenom-
menen Gefährdungsabschätzung besteht demnach kein weiterer Handlungsbedarf. 

 
3.5.2 Im Zuge künftiger Erdaushubmaßnahmen kann es jedoch bei allen, auch bei bereits unter-

suchten und sanierten Altflächen, punktuell zum Anfall von verunreinigtem Boden aus der 
Vornutzung kommen. Sollten im Zuge der Bauarbeiten Anhaltspunkte für das Vorliegen schäd-
licher Bodenveränderungen oder Altlasten wahrgenommen werden, sind nach § 4 Abs. 1 und 
2 Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz (HAltBodSchG) die Bauarbeiten an dieser 
Stelle abzubrechen und der Sachstand unverzüglich dem Amt für Umwelt und Naturschutz 
der Stadt Wetzlar sowie dem Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4, zur Prüfung anzu-
zeigen. Erdaushubarbeiten sind daher im Bereich der Altstandorte durch eine(n) sachkun-
dige(n) Gutachter/in zu begleiten. Das Ergebnis der gutachterlichen Überwachung ist in jedem 
Fall – auch dann, wenn keine Auffälligkeiten festgestellt wurden – zu protokollieren und dem 
Amt für Umwelt und Naturschutz der Stadt Wetzlar sowie dem Regierungspräsidium Gießen, 
Dezernat 41.4, vorzulegen. 

 
3.6 Kampfmittelbelastung 

 
Das Plangebiet befindet sich in einem ehemaligen Bombenabwurfgebiet und im Bereich von 
ehemaligen Flakstellungen. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss 
grundsätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauun-
gen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mindestens 5 m durch-
geführt wurden, sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flä-
chen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) vor Beginn der geplan-
ten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den Grundstücksflächen 
bis in einer Tiefe von 5 m (ab GOK II. WK) erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maß-
nahmen stattfinden. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen. 
Sofern die Fläche, z.B. wegen Auffüllungen, Versiegelungen oder sonstigen magnetischen 
Anomalien nicht sondierfähig sein sollte, sind aus Sicherheitsgründen weitere Kampfmittel-
räummaßnahmen vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich. 
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3.7 Bauverbots- und Baubeschränkungszone sowie Zulässigkeit von baulichen Anlagen  
 
3.7.1 Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Orts-

durchfahrt dürfen längs der Kreisstraße gemäß § 23 Abs. 1 Hessisches Straßengesetz 
(HStrG) 

 
1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren Rand der 

befestigten Fahrbahn, 
2. bauliche Anlagen jeglicher Art, die über Zufahrten an der Kreisstraße unmittelbar oder mit-

telbar angeschlossen werden sollen, 
 
 nicht errichtet werden. Dies gilt für Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs ent-

sprechend. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt.  
 
3.7.2 Im Übrigen bedürfen gemäß § 23 Abs. 2 HStrG Baugenehmigungen oder nach anderen Vor-

schriften notwendige Genehmigungen der Zustimmung der Straßenbaubehörde, wenn  
 

1. bauliche Anlagen längs der Kreisstraße außerhalb der zur Erschließung der anliegenden 
Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten in einer Entfernung bis zu 40 m, ge-
messen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder 
anders genutzt werden sollen, 

2. bauliche Anlagen auf Grundstücken, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden 
Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten an der Kreisstraße 
unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, erheblich geändert oder anders genutzt 
werden sollen. 

  
 Die Zustimmungsbedürftigkeit nach Satz 1 gilt entsprechend für bauliche Anlagen, die anzei-

gebedürftig sind. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unbe-
rührt. 

 
3.8 Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich 
 
 Als Ausgleich für die durch den Bebauungsplan zulässigen und vorbereiteten Eingriffe in Natur 

und Landschaft erfolgt die Zuordnung von 58.179 Ökopunkten aus der Ökokontomaßnahme 
von HessenForst, Kernfläche „Nördlicher Cleebaum“ (Nutzungsverzicht in naturnahen Wald-
beständen in Langgöns-Cleeberg). Der Vertrag über den Kauf der entsprechenden Ökopunkte 
zwischen HessenForst, Forstamt Wetzlar, und der Auto-Weller GmbH & CO. KG wurde am 
10.09.2020 abgeschlossen; die Sicherung des naturschutzrechtlichen Ausgleichs erfolgt im 
Rahmen des am 28.10.2020 seitens der Stadt Wetzlar gegengezeichneten städtebaulichen 
Vertrages zwischen der Stadt Wetzlar und der Auto-Weller GmbH & CO. KG. Für die Kom-
pensation des Ausgleichsdefizites dient darüber hinaus auch die erzielte Aufwertung des Bio-
topwertes auf den für den artenschutzrechtlichen Ausgleich für die Feldlerche und das Reb-
huhn vorgesehenen Flächen in der Gemarkung Münchholzhausen, Flur 3, Flurstücke 242 und 
243, im Zuge der hier vorgesehenen vorlaufend funktionsfähig herzustellenden Maßnahmen. 
Die Sicherung der Ausgleichsmaßnahmen erfolgt über den o.g. städtebaulichen Vertrag sowie 
über eine dingliche Sicherung. 
 

3.9 Artenschutzrechtliche Vorgaben und Hinweise 
 
3.9.1 Bei Baubeginn zwischen 01.03. und 30.09. ist der gesamte bisher landwirtschaftlich genutzte 

Eingriffsraum einschließlich vorhandener Feld- und Wegraine in zweiwöchigem Abstand ab 
Ende Februar regelmäßig umzubrechen oder zu mulchen, damit sich keine geeigneten Brut-
bedingungen für Feldlerche und Rebhuhn einstellen können. 

 
3.9.2 Die CEF-Maßnahmen zum artenschutzrechtlichen Ausgleich für die Feldlerche und das Reb-

huhn sind derart umzusetzen, dass sie bereits vor Baubeginn oder spätestens zum Baubeginn 
ihre Wirkung entfalten, um einen Einbruch der ökologischen Funktionen zu verhindern. Die 
Zeitpunkte der Umsetzung der Maßnahme und des Monitorings der Maßnahmen sowie die 
Ergebnisse des Monitorings sind der Unteren Naturschutzbehörde unaufgefordert mitzuteilen. 
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3.9.3 Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 13 
und 14 BNatSchG) sind insbesondere, 

  
a) Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten geschütz-

ter Vogelarten führen können, außerhalb der Brutzeit durchzuführen, 
b) Bestandsgebäude vor Durchführung von Bau- oder Änderungsmaßnahmen daraufhin zu 

kontrollieren, ob geschützte Tierarten anwesend sind, 
c) Gehölzrückschnitte und -rodungen außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.03. bis 30.09.) 

durchzuführen, 
d) Baumhöhlen und Gebäude außerhalb der Brutzeit (01.03. bis 30.09.) vor Beginn von Ro-

dungs- oder Abrissarbeiten durch einen Fachgutachter auf überwinternde Arten zu über-
prüfen. 

 
 Bei abweichender Vorgehensweise ist die Untere Naturschutzbehörde vorab zu informieren. 

Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahme nach § 45 
Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde 
zu beantragen. 

 
3.9.4 Zur Verhinderung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten ist für alle spiegelnden 

Gebäudeteile die Durchsichtigkeit durch Verwendung transluzenter Materialien oder flächiges 
Aufbringen von Markierungen (Punktraster, Streifen) zu reduzieren. Zur Verringerung der 
Spiegelwirkung ist eine Verglasung mit Außenreflexionsgrad von maximal 15 % zu verwen-
den. 

 
3.9.5 Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten sind für die funktionale Außen-

beleuchtung Leuchtmittel (z.B. LED-Technik oder Natriumdampf-Hochdrucklampen) mit einer 
Farbtemperatur von 3.000 Kelvin (warmweiße Lichtfarbe) bis maximal 4.000 Kelvin unter Ver-
wendung vollständig gekapselter Leuchtengehäuse, die kein Licht nach oben emittieren, zu 
verwenden. 

 
3.10 Artenauswahl 
 

Artenliste 1 (Bäume*): Pflanzqualität mind. Sol. / H., 3 x v., 14-16 bzw. Hei. 2 x v., 150-200 
 
Acer campestre  - Feldahorn  Sorbus aria/intermedia - Mehlbeere 
Acer platanoides  - Spitzahorn  Tilia cordata  - Winterlinde 
Acer pseudoplatanus  - Bergahorn  Tilia platyphyllos  - Sommerlinde 
Carpinus betulus  - Hainbuche  Obstbäume (H., v., 8-10): 
Fraxinus excelsior  - Esche   Malus domestica  - Apfel 
Prunus avium  - Vogelkirsche  Prunus avium  - Kulturkirsche 
Prunus padus  - Traubenkirsche  Prunus cerasus  - Sauerkirsche 
Quercus robur  - Stieleiche  Pyrus communis  - Birne 
Quercus petraea  - Traubeneiche  Prunus div. spec.  - Kirsche, Pflaume 
Sorbus aucuparia  - Eberesche  Pyrus pyraster  - Wildbirne 
 

 *Die Verwendung von Sorten und Zierformen ist zulässig. 
  

Artenliste 2 (Sträucher): Pflanzqualität mind. Str., v. 100-150 
  

 Cornus sanguinea  - Roter Hartriegel  Ribes div. spec.  - Beerensträucher 
 Corylus avellana  - Hasel   Rosa canina  - Hundsrose 
 Crataegus monogyna - Weißdorn  Sambucus nigra  - Schw. Holunder 
 Crataegus laevigata     Salix caprea  - Salweide 
 Lonicera xylosteum  - Heckenkirsche  Viburnum lantana  - Woll. Schneeball 
 Malus sylvestris  - Wildapfel  Buxus sempervirens - Buchsbaum 
 Amelanchier ovalis   - Gemeine Felsenbirne Ligustrum vulgare - Liguster 
 Crataegus curvisepala - Weißdorn  Lonicera xylosteum - Heckenkirsche 
 Euonimus europaea  - Pfaffenhütchen  Lonicera caerulea 
 Frangula alnus  - Faulbaum  Rhamnus cathartica - Kreuzdorn 
 Genista tinctoria  - Färberginster  Salix purpurea  - Purpurweide 
 Viburnum opulus  - Gem. Schneeball   
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Artenliste 3 (Ziersträucher und Kleinbäume): Pflanzqualität mind. Str., v. 100-150 
  

Amelanchier div. spec. - Felsenbirne  Lonicera nigra  - Heckenkirsche 
Calluna vulgaris  - Heidekraut  Lonicera caprifolium - Gartengeißblatt 
Chaenomeles div. spec. - Zierquitte  Lonicera periclymenum - Waldgeißblatt 
Cornus florida  - Blumenhartriegel Magnolia div. spec. - Magnolie 
Cornus mas   - Kornelkirsche  Malus div. spec.  - Zierapfel 
Deutzia div. spec.  - Deutzie  Philadelphus div. spec. - Falscher Jasmin 
Forsythia x intermedia - Forsythie  Rosa div. spec.  - Rosen 
Hamamelis mollis  - Zaubernuss  Spiraea div. spec. - Spiere 
Hydrangea macrophylla - Hortensie  Weigela div. spec. - Weigelia 

  
Artenliste 4 (Kletterpflanzen): 

  
Aristolochia macrophylla - Pfeifenwinde  Lonicera spec.  - Heckenkirsche 
Clematis vitalba  - Wald-Rebe  Parthenocissus tricusp. - Wilder Wein 
Hedera helix  - Efeu   Polygonum aubertii - Knöterich 
Hydrangea petiolaris  - Kletter-Hortensie Wisteria sinensis  - Blauregen 

  
Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hessisches Nachbarrechtsgesetz 
wird hingewiesen. 


